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Anrede,

in NRW gibt es eine lange Tradition der Sozialberichterstattung. Sozialdemokraten und sozialdemokratisch geführte Landesregierungen haben sich seit 1992 nicht vor den unbequemen Wahrheiten gescheut! 

Jeder Bericht bestätigte Zustände mit Zahlen und Fakten, die der Politik so nicht schmecken konnten. Zumindest waren sie stets eine schwer zu verdauende Kost. 

In dieser Tradition legen Sie Herr Minister erstmals einen Sozialbericht vor. 

Ein Bericht, der bestürzende Realitäten aufzeigt:

· 2,57 Millionen Menschen in NRW leben in einkommensarmen Verhältnissen, das ist jede siebte Person, die unserem Land lebt

· darunter 815.000 Kinder, dies sind 24,7 Prozent aller Kinder in NRW

· darunter 230.000 Personen über dem 65. Lebensjahr

Allein diese drei Zahlen schreien nach raschen politischem Handeln. 

Der Minister erwartet laut Pressekonferenz und dem entsprechenden Sprechzettel von uns reflexartiges Verhalten mit dem Schrei nach mehr Geld.

Ich muss Sie an dieser Stelle aber leider enttäuschen. Sie irren.

Sie haben sich da wohl von ihrem eigenen politischen Handeln als oppositioneller Abgeordneter im Bundestag leiten lassen.

Ihr Verhalten und Nichtstun ist eher erklärungsbedürftig. Hier nur zwei Beispiele:


1. Wieso beginnt diese Regierung erst zwei Jahre nach dem Regierungswechsel und mehrmonatiger Warmlaufphase im Wahlkampf mit Ihrer Armutsbekämpfung? Sie hatten den Sozialbericht von Dezember 2004 in Ihrer Hand. 
Sie betonen immer, dass es sie umtreibt, seitdem Sie die Verantwortung übernommen haben. Die Grundaussagen des damaligen Berichtes finden Sie in den neuen Ausführungen wieder. Also: 24 Monate vertane Zeit in Sachen Armutsbekämpfung für unser Land. 


2. Ferner müssen Sie persönlich, Herr Laumann, sich die Frage gefallen lassen: Wieso handelten Sie nicht schon eher? Sie kennen Armuts- und Reichtumsberichte aus Ihrer Tätigkeit im Bundestag. Sie haben dazu sogar im Plenum mehrfach gesprochen. Die Armutsrisiken, die Sie 2001 persönlich aufzählten sind auch die des NRW Berichts 2007. Sie hatten doch der Bundesregierung Handlungsempfehlungen gegeben. Ich frage mich also, wieso haben Sie dieses Wissen und Ihren Drang zur Veränderung in NRW nicht direkt umgesetzt zum Wohle der Benachteiligten.


Und wenn Sie das bisherige Handeln der Landesregierung als konzeptvolle und konzeptgesteuerte Antworten auf die prekäre Situation vieler Menschen im Lande verstehen, dann verstehe ich nicht, wie Sie Herr Minister folgendes Urteil der Sozialverbände über ihr politisches Handeln so missdeuten können. Da wird in Ihr Stammbuch zu ihren Maßnahmen geschrieben: "Haushaltsanierung sind dann keine Sozialpolitik für die Zukunft, wenn die Interessen unsere Kinder heute geopfert werden um diese schuldenfrei zu den Verlierern von Morgen zu machen."

Es ist schon verwunderlich, dass Sie erst einmal abgewartet haben, bis Sie die von Ihnen so betitelte Abschlussbilanz von Rot-Grün, nämlich den Sozialbericht 2007 vorliegen haben. 

Die Missstände, die im Bericht aufgeführt sind, erfordern von allen Parteien Antworten.

Wir Sozialdemokraten werden weder ideenlos noch konzeptionslos reagieren.

Klar ist schon heute, dass es nicht ausreichen wird, die Landesaufgabe auf die Moderation zu beschränken.

Es gibt Aufgabenfelder, die helfen können Armut zu bekämpfen, die klar in Landesverantwortung liegen. Als solche können hier beispielhaft aufgeführt werden:

1. Die Ganztagsangebote im Elementarbereich und in der Schule. Sie helfen uns Kinder aus benachteiligten Familien besser zu unterstützen! Besser zu fördern und Ungleichgewichte auszugleichen. Ihr begrenztes Vorgehen für die Hauptschulen reicht nicht aus. Armutsbekämpfung heißt also, mehr Ganztagsangebote!


2. Armutsbekämpfung heißt auch, den Rechtsanspruch auf U3 schneller als geplant zu realisieren. Nur, wenn wir die gefährdeten Kinder in die U3 Betreuung bekommen, werden wir die Benachteiligungen auffangen können. 


3. Armutsbekämpfung heißt, Beitragsfreiheit für den Elementarbereich umzusetzen. 
Ich bin da außerdem sehr optimistisch, da der Ministerpräsident des Landes NRW sich ja für diese Freiheit in der Grundsatzkommission seiner Partei einsetzt.


4. Armutsbekämpfung ist möglich durch gemeinsame Mahlzeiten in Schule und Elementarbereich. Wenn heute viele Kinder aus einkommensarmen Verhältnissen ohne regelmäßige und ausreichende Mahlzeiten durch Kindergarten und Schule gehen, dann liegt es auf der Hand, dass wir hier etwas tun müssen.

5. Armutsbekämpfung ist möglich durch eine Wiedereinführung der Lernmittelfreiheit. 


6. Armutsbekämpfung ist möglich durch eine aktivere Rolle des Landes in der Gesundheitsvorsorge von der frühkindlichen Phase bis hin zum Jugendalter. Es reicht z.B. nicht aus Herr Minister, wenn Sie vermuten auf einem guten Weg zu sein und die Infektionsfälle der Masern häufen sich schon wieder.


Ich möchte es bei diesen Beispielen belassen. 

Herr Minister, der Bericht fordert zum Handeln auf. Wir Sozialdemokraten werden in jedem Fall, aktiv werden und Lösungsansätze vorschlagen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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